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Berichtigung zur Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 30 vom 26. Juli 2019 
 
Erste Verlängerung der Veränderungssperre vom 10.08.2017 zum künftigen 
Bebauungsplan Nr. 79, 3. Änderung 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Kurt-Schumacher-Straße - Teilbereich nördlich Alfred-Zingler-Straße" zwischen Rhein-Herne-Kanal - Eisenbahnstrecke von Gladbeck 
nach Wanne-Eickel - Alfred-Zingler-Straße - Kurt-Schumacher-Straße 
 
vom 29.08.2019 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat in seiner Sitzung am 11.07.2019 aufgrund §§ 14 Abs. 1, 16 und 17 Baugesetzbuch (BauGB), in Verbin-
dung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) jeweils in der geltenden Fassung die fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 13.07.2017 die Veränderungssperre zum Bebauungsplan Nr. 79, 3. Änderung der Stadt Gelsen-
kirchen "Kurt-Schumacher-Straße - Teilbereich nördlich Alfred-Zingler-Straße" zwischen Rhein-Herne-Kanal - Eisenbahnstrecke von Gladbeck 
nach Wanne-Eickel - Alfred-Zingler-Straße - Kurt-Schumacher-Straße (Drucksache Nr. 14-20/4537) beschlossen. Die Veränderungssperre 
wurde im Amtsblatt Nr. 36 der Stadt Gelsenkirchen am 08.09.2017 ortsüblich bekannt gemacht. Die Satzung trat nach dem Tag ihrer Bekannt-
machung in Kraft. 
 

§ 2 
 
Die Geltungsdauer der Veränderungssperre vom 10.08.2017 zum künftigen Bebauungsplan Nr. 79, 3. Änderung der Stadt Gelsenkirchen "Kurt-
Schumacher-Straße - Teilbereich nördlich Alfred-Zingler-Straße" zwischen Rhein-Herne-Kanal - Eisenbahnstrecke von Gladbeck nach Wanne-
Eickel - Alfred-Zingler-Straße - Kurt-Schumacher-Straße wird gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB (erstmals) um ein Jahr verlängert. 
 
Diese Satzung tritt nach dem Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Sie tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch gemäß § 17 Ab-
satz 1 Satz 3 BauGB nach Ablauf von einem Jahr.  
 

-------------------------------- 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweise: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gemäß § 18 BauGB wird auf folgendes hingewiesen: 

 
(1)     Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs 

nach § 15 Abs. 1 hinaus, ist den Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung in Geld zu 
leisten. Die Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils sowie § 121 gelten entsprechend; dabei ist der 
Grundstückswert zugrunde zu legen, der nach den Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten Teils zu entschädigen wäre. 

 

I 
Bekanntmachungen des  

Oberbürgermeisters 
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(2)     Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht zu-
stande, entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Für den Bescheid über die Festsetzung der Entschädigung gilt § 122 entsprechend. 

 
(3)     Auf das Erlöschen des Entschädigungsanspruchs findet § 44 Abs. 4 mit der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Veränderungssperre, 

die die Sicherung einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 zum Gegenstand hat, die Erlöschensfrist frühestens ab Rechts-
verbindlichkeit des Bebauungsplans beginnt. In der Bekanntmachung nach § 16 Abs. 2 ist auf die Vorschriften des Absatzes 2 Satz 2 und 
3 hinzuweisen. 

 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 
 
Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 

Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 hat folgenden Wortlaut: 
 
„(1)    Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und 

der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 

1.   entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis 
des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.   die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 

und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach 
§ 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 

 
a)   bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 

sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 
 
b)   einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 
 
c)   (aufgehoben) 
 
d)   bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt 

worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist, 
 
e)   bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Internet 

eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich sind, 
 
f)    bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde 

oder 
 
g)   bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die  

Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 
 

3.   die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung 
des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig 
ist;“ 

 
§ 214 Abs. 2 hat folgenden Wortlaut: 
 
„(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

 
1.   die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten 

dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 
 

2.   § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass 
hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3.   der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 

4.   Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist.“ 

 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 hat folgenden Wortlaut: 
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„Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im 
Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind.“ 
 
Die Veränderungssperre wird als gesonderte Niederschrift gemäß § 52 Abs. 1 GO NRW festgehalten. Das Original dieser gesonderten 
Niederschrift wird bei der verfahrensführenden Stelle aufbewahrt. 
 
Die Satzung mit Lageplan liegt während ihrer Geltungsdauer beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus in Gelsen-
kirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 4. Etage, Zimmer 407, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Gelsenkirchen, 29. August 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 

(Siegel) 
 
(Nachrichtliche Informationen sind im Internet abrufbar 
für das Amtsblatt unter: www.gelsenkirchen.de/amtsblatt 
für den Lageplan unter: https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx 
 
 

 
 
 
Berichtigung zur Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 30 vom 26. Juli 2019 
 
Erste Verlängerung der Veränderungssperre vom 10.08.2017 zum künftigen 
Bebauungsplan Nr. 130, 2. Änderung 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Grothusstraße - Overwegstraße - Teilbereich südlich Grothusstraße" zwischen der Autobahn A 42 Emscherschnellweg - 
Grothusstraße - Lockhofstraße - südliche Grundstücksgrenze Grothusstraße 23-21 - westliche Grundstücksgrenze Grothusstraße 21 
 
vom 29.08.2019 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat in seiner Sitzung am 11.07.2019 aufgrund §§ 14 Abs. 1, 16 und 17 Baugesetzbuch (BauGB), in Verbin-
dung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) jeweils in der geltenden Fassung die fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 13.07.2017 die Veränderungssperre zum Bebauungsplan Nr. 130, 2. Änderung der Stadt Gelsen-
kirchen "Grothusstraße - Overwegstraße - Teilbereich südlich Grothusstraße" zwischen der Autobahn A 42 Emscherschnellweg - Grothusstraße 
- Lockhofstraße - südliche Grundstücksgrenze Grothusstraße 23-21 - westliche Grundstücksgrenze Grothusstraße 21  

https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx
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(Drucksache Nr. 14-20/4535) beschlossen. Die Veränderungssperre wurde im Amtsblatt Nr. 36 der Stadt Gelsenkirchen am 08.09.2017 
ortsüblich bekannt gemacht. Die Satzung trat nach dem Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

§ 2 
 
Die Geltungsdauer der Veränderungssperre vom 10.08.2017 zum künftigen Bebauungsplan Nr. 130, 2. Änderung der Stadt Gelsenkirchen 
"Grothusstraße - Overwegstraße - Teilbereich südlich Grothusstraße" zwischen der Autobahn A 42 Emscherschnellweg - Grothusstraße - 
Lockhofstraße - südliche Grundstücksgrenze Grothusstraße 23-21 - westliche Grundstücksgrenze Grothusstraße 21 wird gemäß § 17 Abs. 1 
Satz 3 BauGB (erstmals) um ein Jahr verlängert. 
 
Diese Satzung tritt nach dem Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Sie tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch gemäß § 17 
Absatz 1 Satz 3 BauGB nach Ablauf von einem Jahr. 
 

------------------------------- 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweise: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gemäß § 18 BauGB wird auf folgendes hingewiesen: 
 
(1)     Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs 

nach § 15 Abs. 1 hinaus, ist den Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung in Geld zu 
leisten. Die Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils sowie § 121 gelten entsprechend; dabei ist der 
Grundstückswert zugrunde zu legen, der nach den Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten Teils zu entschädigen wäre. 

 
(2)     Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in Absatz 1 

Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht 
zustande, entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Für den Bescheid über die Festsetzung der Entschädigung gilt § 122 ent-
sprechend. 

 
(3)     Auf das Erlöschen des Entschädigungsanspruchs findet § 44 Abs. 4 mit der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Veränderungssperre, 

die die Sicherung einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 zum Gegenstand hat, die Erlöschensfrist frühestens ab Rechts-
verbindlichkeit des Bebauungsplans beginnt. In der Bekanntmachung nach § 16 Abs. 2 ist auf die Vorschriften des Absatzes 2 Satz 2 und 
3 hinzuweisen. 

 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 
 
Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 

Flächennutzungsplans und 
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 hat folgenden Wortlaut: 
 
„(1)    Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und 

der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 

1.   entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis 
des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.   die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 

und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach 
§ 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 
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a)   bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 

 
b)   einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

 
c)   (aufgehoben) 
 
d)  bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt 

worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist, 
 

e)  bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Internet 
eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich sind, 

 
f)  bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde 

oder 
 

g)  bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 
 

3.  die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung 
des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig 
ist;“ 

 
§ 214 Abs. 2 hat folgenden Wortlaut: 
 
„(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

 
1.  die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten 

dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 
 

2.  § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass 
hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3.  der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 

4.  Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist.“ 

 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 hat folgenden Wortlaut: 
 
„Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im 
Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind.“ 
 
Die Veränderungssperre wird als gesonderte Niederschrift gemäß § 52 Abs. 1 GO NRW festgehalten. Das Original dieser gesonderten 
Niederschrift wird bei der verfahrensführenden Stelle aufbewahrt. 
 
Die Satzung mit Lageplan liegt während ihrer Geltungsdauer beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus in Gelsen-
kirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 4. Etage, Zimmer 407, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Gelsenkirchen, 29. August 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 

(Siegel) 
 
(Nachrichtliche Informationen sind im Internet abrufbar 
für das Amtsblatt unter: www.gelsenkirchen.de/amtsblatt 
für den Lageplan unter: https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx 
 
 

https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx
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Berichtigung zur Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 30 vom 26. Juli 2019 
 
Erste Verlängerung der Veränderungssperre vom 10.08.2017 zum künftigen 
Bebauungsplan Nr. 429 
der Stadt Gelsenkirchen 
"Gewerbegebiet östliche Emscherstraße" zwischen Emscher - Adenauerallee - Willy-Brandt-Allee - Kongresssaal Zeugen Jehovas - 
Pumpwerk Emschergenossenschaft 
 
vom 29.08.2019 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat in seiner Sitzung am 11.07.2019 aufgrund §§ 14 Abs. 1, 16 und 17 Baugesetzbuch (BauGB), in Verbin-
dung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) jeweils in der geltenden Fassung die fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 13.07.2017 die Veränderungssperre zum Bebauungsplan Nr. 429 der Stadt Gelsenkirchen "Gewer-
begebiet östliche Emscherstraße" zwischen Emscher - Adenauerallee - Willy-Brandt-Allee - Kongresssaal Zeugen Jehovas - Pumpwerk Em-
schergenossenschaft (Drucksache Nr. 14-20/4485) beschlossen. Die Veränderungssperre wurde im Amtsblatt Nr. 36 der Stadt Gelsenkirchen 
am 08.09.2017 ortsüblich bekannt gemacht. Die Satzung trat am 26.10.2017 in Kraft. 
 

§ 2 
 

Die Geltungsdauer der Veränderungssperre vom 10.08.2017 zum künftigen Bebauungsplan Nr. 429 der Stadt Gelsenkirchen "Gewerbegebiet 
östliche Emscherstraße" zwischen Emscher - Adenauerallee - Willy-Brandt-Allee - Kongresssaal Zeugen Jehovas - Pumpwerk Emscher-
genossenschaft wird gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB (erstmals) um ein Jahr verlängert. 
 
Diese Satzung tritt am 26.10.2019 in Kraft.  
 
Sie tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spätestens jedoch gemäß § 17 Ab-
satz 1 Satz 3 BauGB nach Ablauf von einem Jahr. 
 

--------------------------------- 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Hinweise: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen die vorstehende 
Satzung nach Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gemäß § 18 BauGB wird auf folgendes hingewiesen: 

 
(1)     Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs 

nach § 15 Abs. 1 hinaus, ist den Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung in Geld zu 
leisten. Die Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils sowie § 121 gelten entsprechend; dabei ist der 
Grundstückswert zugrunde zu legen, der nach den Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten Teils zu entschädigen wäre. 

 
(2)     Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in Absatz 1 

Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht 
zustande, entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Für den Bescheid über die Festsetzung der Entschädigung gilt § 122 ent-
sprechend. 

 
(3)     Auf das Erlöschen des Entschädigungsanspruchs findet § 44 Abs. 4 mit der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Veränderungssperre, 

die die Sicherung einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 zum Gegenstand hat, die Erlöschensfrist frühestens ab Rechts-
verbindlichkeit des Bebauungsplans beginnt. In der Bekanntmachung nach § 16 Abs. 2 ist auf die Vorschriften des Absatzes 2 Satz 2 und 
3 hinzuweisen. 

 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 
 
Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans  
 und des Flächennutzungsplans und 
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 hat folgenden Wortlaut: 
 
„(1)    Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und 

der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 

1.   entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis 
des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

 
2.   die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2, § 4a Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 

und Absatz 5 Satz 2, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, nach 
§ 22 Absatz 9 Satz 2, § 34 Absatz 6 Satz 1 sowie § 35 Absatz 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 

 
a)   bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 

worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden 
sind, 

 
b)   einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 
 
c)   (aufgehoben) 
 
d)   bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Absatz 2 Satz 1 nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist 

ausgelegt worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvoll-
ziehbar ist, 

 
e)   bei Anwendung des § 4a Absatz 4 Satz 1 der Inhalt der Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in 

das Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich sind, 
 
f)    bei Anwendung des § 13 Absatz 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unter-

lassen wurde oder 
 
g)   bei Anwendung des § 4a Absatz 3 Satz 4 oder des § 13, auch in Verbindung mit § 13a Absatz 2 Nummer 1 und § 13b, 

die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 
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3.   die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung 
des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig 
ist;“ 

 
§ 214 Abs. 2 hat folgenden Wortlaut: 
 
„(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 

 
1.   die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten 

dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 
 

2.   § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass 
hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3.   der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 

4.   Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist.“ 

 
§ 214 Abs. 3 Satz 2 hat folgenden Wortlaut: 
 
„Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im 
Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind.“ 
 
Die Veränderungssperre wird als gesonderte Niederschrift gemäß § 52 Abs. 1 GO NRW festgehalten. Das Original dieser gesonderten 
Niederschrift wird bei der verfahrensführenden Stelle aufbewahrt. 
 
Die Satzung mit Lageplan liegt während ihrer Geltungsdauer beim Referat 61 - Stadtplanung der Stadt Gelsenkirchen, Rathaus in Gelsen-
kirchen-Buer, Goldbergstr. 12, 4. Etage, Zimmer 407, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Gelsenkirchen, 29. August 2019 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 

(Siegel) 
 
(Nachrichtliche Informationen sind im Internet abrufbar 
für das Amtsblatt unter: www.gelsenkirchen.de/amtsblatt 
für den Lageplan unter: https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx 
 
 
  

https://www.gelsenkirchen.de/de/Infrastruktur/Stadtplanung/Bebauungsplanauskunft.aspx
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Referat 2 (Rat und Verwaltung) 
 
Tagesordnung 
für die 34. Sitzung der Bezirksvertretung Gelsenkirchen-West am 10. September 2019, 16.00 Uhr, Rittersaal, Schloss Horst, Turfstraße 21, 
Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

  

3 Haushaltsaufstellungsverfahren 2020 
 

  

3.1 Entwurf der Haushaltssatzung 2020 
 

 14-20/7607 

3.2 Entwurf des Haushaltssanierungsplans 2020 
 

 14-20/7619 

3.3 Entwurf der Auflistung zum investiven Teil des Finanzplans 2020 
 

 14-20/7620 

4 Förderung von Stadtbezirksveranstaltungen im Jahr 2019 
 

 14-20/7411 

5 Gewährung von Zuschüssen an Sportvereine im Rahmen der 
Zusammenarbeit mit Gelsensport e. V. auf der Grundlage des 
Sportförderplanes der Stadt Gelsenkirchen 
 

 14-20/7438 

6 Konzeptweiterentwicklung "Jugendrat Gelsenkirchen" 
 

 14-20/7551 

7 Erneuerung der Straßenbeleuchtungsanlage in der Essener Straße von 
Schmalhorststraße bis Devensstraße 
 

 14-20/7587 

8 Ausbau der Heinrich-Lackmann-Straße 
Baubeschluss 
 

 14-20/7643 

9 Instandsetzungs- und Sanierungsarbeiten an den Verkehrsflächen der 
Turfstraße zwischen der Kreuzung Kärntener Ring/Turfstraße und der 
Brücke über DB, einschließlich Ersatzneubau der abgängigen Brücke 
 

 14-20/7646 

10 Neufassung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sonder-
nutzungen in der Stadt Gelsenkirchen (Sondernutzungssatzung) 
 

 14-20/7705 

11 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

11.1 Berichte zum Stichtag 30.06.2019 
 

  

11.1.1 Vorstandsbereich 4 
 

 14-20/7631 

11.1.2 Vorstandsbereich 6  14-20/7696 
 

11.2 Elternbefragung 2019 in den städtischen Tageseinrichtungen für Kinder 
und der Kindertagespflege 
 

 14-20/7455 

11.3 Sachstandsbericht zum Verkehrsaufkommen und den damit verbundenen 
Emissions- und Lärmbelastungen auf der Bottroper Straße in Gelsen-
kirchen-Horst 
 

 14-20/7651 

11.4 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Gerlach 
- Teilsanierung Gewölbekeller Schloss Horst - 
 

 14-20/7482 

11.5 Anfrage der Bezirksverordneten Frau Husmann 
- Laubcontainer oder Sammelkörbe für Laub im Bereich der Bäume an 
der Rupenburgstraße  - 
 

 14-20/7580 

11.6 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Hauer 
- Hundekottüten - 
 

 14-20/7568 

11.7 Anfrage der Bezirksverordneten Frau Husmann  
- Fußgängerampel Stegemannsweg/Ecke Plaggenweg -  
 

 14-20/7647 

    
B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

- entfällt - 

  
 

  
 

 

 
Gelsenkirchen, 29. August 2019 

Frank Baranowsk i  
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Referat 2 (Rat und Verwaltung) 
 
Tagesordnung 
für die 32. Sitzung der Bezirksvertretung Gelsenkirchen-Süd am 10. September 2019, 16.00 Uhr, Wissenschaftspark, Munscheidstraße 14, 
Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

  

3 Anträge gemäß § 7 Abs. 1 Geschäftsordnung in Verbindung mit § 9 
Bezirkssatzung 
 

  

3.1 Sachstandsbericht zum Brand sowie die Zukunftsperspektive des Hauses 
Leithe 
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7543 

3.2 Sachstandsbericht zum Gelände an der Emanuelstraße (ehemals Netto) 
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7564 

3.3 Sachstandsbericht zum Asphaltzustand auf der Görresstraße 
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7565 

3.4 Sachstandsbericht Quartiersmeister im Stadtbezirk Süd 
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7563 

3.5 Sachstandsbericht der Verwaltung zu den Veränderungen des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG) sowie eine Einschätzung zu den möglichen Aus-
wirkungen im Bezirk Gelsenkirchen-Süd 
 

 14-20/7677 

4 Haushaltsaufstellungsverfahren 2020 
 

  

4.1 Entwurf der Haushaltssatzung 2020 
 

 14-20/7607 

4.2 Entwurf des Haushaltssanierungsplans 2020 
 

 14-20/7619 

4.3 Entwurf der Auflistung zum investiven Teil des Finanzplans 2020 
 

 14-20/7620 

5 Konzeptweiterentwicklung "Jugendrat Gelsenkirchen" 
 

 14-20/7551 

6 Einrichtung einer Fuß- und Radwegbeleuchtung im Verbindungsweg 
zwischen Hördeweg und Auf der Reihe in Gelsenkirchen-Rotthausen 
 

 14-20/7545 

7 Erneuerung der öffentlichen Straßenbeleuchtungsanlage in der Ückendorfer 
Straße von Eisenbahnbrücke bis Dessauer Straße 
 

 14-20/7539 

8 Gewährung von Zuschüssen an Sportvereine im Rahmen der Zusammen-
arbeit mit Gelsensport e. V. auf der Grundlage des Sportförderplanes der 
Stadt Gelsenkirchen 
 

 14-20/7438 

9 Erneuerung der öffentlichen Straßenbeleuchtungsanlage im Wiehagen von 
Schevenstraße bis Schwarzbach 
 

 14-20/7704 

10 Neufassung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sonder-
nutzungen in der Stadt Gelsenkirchen (Sondernutzungssatzung) 
 

 14-20/7705 

11 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

11.1 Berichte zum Stichtag 30.06.2019 
 

  

11.1.1 Vorstandsbereich 4 
 

 14-20/7632 

11.1.2 Vorstandsbereich 6 
 

 14-20/7695 

11.2 Elternbefragung 2019 in den städtischen Tageseinrichtungen für Kinder und 
der Kindertagespflege 
 

 14-20/7455 

11.3 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Bruno 
- Feierabendmarkt Schulte-im-Hofe-Platz - 
 

 14-20/7547 

11.4 Anfrage der Bezirksverordneten Frau Peters-Urban 
- Bahnunterführung Bokermühlstraße - 
 

 14-20/7473 

11.5 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Bruno 
- Parkstreifen Ückendorfer Straße - 
 

 14-20/7655 
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11.6 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Bruno 
- Parkkapazitäten Festweg - 
 

 14-20/7650 

11.7 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Voß 
- Errichtung einer Baustellenstraße in der Leithestraße - 
 

 14-20/7656 

11.8 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Voß  
- Kitaplätze im Neubaugebiet Almastraße/An der Luthenburg/Möckern-
straße - 
 

 14-20/7638 

11.9 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Voß 
- Verkehrssituation Wiehagen - 
 

 14-20/7660 

11.10 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Bruno 
- Halde am Dördelmannshof - 
 

 14-20/7662 

11.11 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Bruno 
- Graffitis Ückendorfer Straße - 
 

 14-20/7680 

11.12 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Lang 
- Altes Verwaltungsgebäude Almastraße - 
 

 14-20/7691 

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 

1 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 36 Absatz 5  
Satz 2 GO NRW  
- Besetzung der Planstelle der Schulleiterin/des Schulleiters an der Grund-
schule am Haidekamp in Gelsenkirchen - 
 

 14-20/7527 

2 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

 
Gelsenkirchen, 29. August 2019 

Frank Baranowsk i  
 
 
Referat 2 (Rat und Verwaltung) 
 
Tagesordnung 
für die 34. Sitzung der Bezirksvertretung Gelsenkirchen-Mitte am 11. September 2019, 15.00 Uhr, Ratssaal, Hans-Sachs-Haus, Ebertstraße 11, 
Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

  

3 Anträge gemäß § 7 Abs. 1 Geschäftsordnung in Verbindung mit § 9 
Bezirkssatzung 
 

  

3.1 Sachstandsbericht zum Rückbau Spielanlage Marienhof und 
Umgestaltung einer Teilfläche  
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7612 

3.2 Sachstandsbericht zu den Störungen am Bahnübergang 
Erdbrüggenstraße 
- Antrag der CDU-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7623 

4 Haushaltsaufstellungsverfahren 2020 
 

  

4.1 Entwurf der Haushaltssatzung 2020 
 

 14-20/7607 

4.2 Entwurf des Haushaltssanierungsplans 2020 
 

 14-20/7619 

4.3 Entwurf der Auflistung zum investiven Teil des Finanzplans 2020 
 

 14-20/7620 

5 Änderung und Ergänzung Nr. 28 des Landschaftsplanes 
der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 
für den Bereich "Planungsraum 10 Heßler / Feldmark / Rotthausen" 
im Teilbereich "westlich Lehrhovebruch" 
zwischen der Grothusstraße - dem Lehrhovebruch - dem Schwarzbach - 
dem Rhein-Herne-Kanal 
- Satzungsbeschluss - 
 

 14-20/7603 

6 Konzeptweiterentwicklung "Jugendrat Gelsenkirchen" 
 

 14-20/7551 

7 Erneuerung der öffentlichen Straßenbeleuchtungsanlage in der Feld-
markstraße von Hans-Böckler-Allee bis Revierpark Nienhausen in 
Gelsenkirchen-Feldmark 
 

 14-20/7541 
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8 Gewährung von Zuschüssen an Sportvereine im Rahmen der Zusammen-
arbeit mit Gelsensport e. V. auf der Grundlage des Sportförderplanes der 
Stadt Gelsenkirchen 
 

 14-20/7438 

9 Neufassung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sonder-
nutzungen in der Stadt Gelsenkirchen (Sondernutzungssatzung) 
 

 14-20/7705 

10 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

10.1 Berichte zum Stichtag 30.06.2019 
 

  

10.1.1 Vorstandsbereich 4 
 

 14-20/7657 

10.1.2 Vorstandsbereich 6 
 

 14-20/7699 

10.2 Elternbefragung 2019 in den städtischen Tageseinrichtungen für Kinder 
und der Kindertagespflege 
 

 14-20/7455 

10.3 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Pfeifers 
- Zoosiedlung - 
 

 14-20/7465 

10.4 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Röttgen  
- Grundschule an der Kurt-Schumacher-Straße - 
 

 14-20/7573 

10.5 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Röttgen  
- Bäume am Fußweg Bulmker Park - 
 

 14-20/7578 

10.6 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Röttgen 
- Bürgersteig und Straßenbelag Walpurgisstraße/ 
Walpurgishof - 
 

 14-20/7572 

10.7 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Urban 
- Verkehrssituation Bulmker Straße/ 
Ecke Hohenzollernstraße - 
 

 14-20/7559 

10.8 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Röttgen  
- Ausfahrt "Star Tankstelle" Florastraße - 
 

 14-20/7588 

10.9 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Röttgen 
- Tempo 30-Zone Wanner Straße - 
 

 14-20/7585 

10.10 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Podschadly 
- Anlieferung von LKW-Ladungen zur Bepro Blech und Profistahl GmbH - 
 

 14-20/7666 

10.11 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Röttgen 
- Gebäude Christinenstraße Nr. 23 und Magdalenenstraße Nr. 3 - 
 

 14-20/7679 

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

- entfällt - 
 

  Drucksache Nr. 
 

  
 

  

 
Gelsenkirchen, 30. August 2019 

Frank Baranowsk i  
 
 
Referat 2 (Rat und Verwaltung) 
 
Tagesordnung 
für die 34. Sitzung der Bezirksvertretung Gelsenkirchen-Ost am 11. September 2019, 15.30 Uhr, Hinterer Teil der Aula der Gesamtschule Erle, 
Mühlbachstraße 3, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

  

3 Antrag gemäß § 7 Abs. 1 der Geschäftsordnung i. V. m. § 9 der 
Bezirkssatzung 
 

  

3.1 Sachstandsbericht über die Veränderung des KAG 
 - Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7707 

4 Haushaltsaufstellungsverfahren 2020 
 

  

4.1 Entwurf der Haushaltssatzung 2020 
 

 14-20/7607 
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4.2 Entwurf des Haushaltssanierungsplans 2020 
 

 14-20/7619 

4.3 Entwurf der Auflistung zum investiven Teil des Finanzplans 2020 
 

 14-20/7620 

5 Gewährung von Zuschüssen an Sportvereine im Rahmen der Zusammen-
arbeit mit Gelsensport e. V. auf der Grundlage des Sportförderplanes der 
Stadt Gelsenkirchen 
 

 14-20/7438 

6 Konzeptweiterentwicklung "Jugendrat Gelsenkirchen" 
 

 14-20/7551 

7 Neufassung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sonder-
nutzungen in der Stadt Gelsenkirchen (Sondernutzungssatzung) 
 

 14-20/7705 

8 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

8.1 Bericht zum Stichtag 30. Juni 2019 
Vorstandsbereich 4 
 

 14-20/7654 

8.2 Elternbefragung 2019 in den städtischen Tageseinrichtungen für Kinder und 
der Kindertagespflege 
 

 14-20/7455 

8.3 Anfrage der Bezirksverordneten Frau Nolting  
- Parksituation Recklinghauser Straße in Resse -  
 

 14-20/7508 

8.4 Anfrage des Bezirksbürgermeisters Herrn Heidl 
 - Parken in der Feldstraße - 
 

 14-20/7555 

8.5 Anfrage des Bezirksbürgermeisters Herrn Heidl 
- Recklinghauser Straße/Friedhofstraße - 
 

 14-20/7574 

8.6 Anfrage des Bezirksverordneten Herr Brückner 
-  Schrottimmobilien im Stadtbezirk Gelsenkirchen-Ost - 
 

 14-20/7669 

8.7 Anfrage des Bezirksbürgermeisters Herrn Heidl 
- Radweg an der Westerholter Straße - 
 

 14-20/7673 

8.8 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Eichenlaub 
- Brandschaden am Gebäude Ecke Ewaldstraße/Middelicher Straße - 
 

 14-20/7688 

8.9 Anfrage des Bezirksbürgermeisters Herrn Heidl 
- Stahlmattenzäune in der Gräftesiedlung - 
 

 14-20/7690 

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

   

- entfällt -  
 

  

 
Gelsenkirchen, 30. August 2019 

Frank Baranowsk i  
 
 
Referat 2 (Rat und Verwaltung) 
 
Tagesordnung 
für die 34. Sitzung der Bezirksvertretung Gelsenkirchen-Nord am 12. September 2019, 16.00 Uhr, Sitzungszimmer Cottbus, Rathaus Buer, 
Goldbergstraße 12, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

  

3 Anträge gemäß § 7 Abs. 1 der Geschäftsordnung i. V. m. § 9 der 
Bezirkssatzung 
 

  

3.1 Schutzstreifen auf der De-la-Chevallerie-Straße 
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7613 

3.2 Parksituation an der Taubenstraße  
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7624 

3.3 Sachstandsbericht über die Veränderung des KAG  
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7706 

3.4 Baulicher Zustand der städtischen Jugendeinrichtung Driburger Straße  
- Antrag der SPD-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7708 

3.5 Realisierung eines Hochzeitswaldes  
- Antrag der CDU-Bezirksfraktion - 
 

 14-20/7577 
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3.6 Eingangstor alter Friedhof Mühlenstraße  
- Antrag des Bezirksverordneten Herrn Henke, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - 
 

 14-20/7682 

3.7 Statue Olympia Goldbergpark  
- Antrag des Bezirksverordneten Herrn Henke, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - 
 

 14-20/7683 

3.8 Platane am August-Schmidt-Platz 
- Antrag des Bezirksverordneten Herrn Henke, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - 
 

 14-20/7684 

3.9 Begrünung Kulturmeile/Urbanuskirchplatz  
- Antrag des Bezirksverordneten Herrn Henke, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - 
 

 14-20/7685 

3.10 Grünflächen Springestraße  
- Antrag des Bezirksverordneten Herrn Henke, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - 
 

 14-20/7686 

4 Haushaltsaufstellungsverfahren 2020 
 

  

4.1 Entwurf der Haushaltssatzung 2020 
 

 14-20/7607 

4.2 Entwurf des Haushaltssanierungsplans 2020 
 

 14-20/7619 

4.3 Entwurf der Auflistung zum investiven Teil des Finanzplans 2020 
 

 14-20/7620 

5 Straßenzustand - Straßenregister im Stadtbezirk Gelsenkirchen-Nord 
- mündlicher Bericht - 
 

  

6 Bauunterhaltungsmaßnahmen an städtischen Gebäuden  
 

  

6.1 Rathaus Buer 
 

 14-20/7641 

6.2 Grundschule Spindelstraße  
 

 14-20/7653 

6.3 Lindenschule Buer 
 

 14-20/7703 

7 PCB- und Asbestsanierung und Sanierung aller Räume im Gebäude 4 
des Berufskollegs am Goldberg, Goldbergstr. 60, Gelsenkirchen-Buer 
 

 14-20/7672 

8 Konzeptweiterentwicklung "Jugendrat Gelsenkirchen" 
 

 14-20/7551 

9 Gewährung von Zuschüssen an Sportvereine im Rahmen der 
Zusammenarbeit mit Gelsensport e. V. auf der Grundlage des 
Sportförderplanes der Stadt Gelsenkirchen 
 

 14-20/7438 

10 Fortführung der Denkmalliste: 
Doppelwohnhaus Meisterweg 1a und 1 Gelsenkirchen-Buer 
 

 14-20/7383 

11 Neufassung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sonder-
nutzungen in der Stadt Gelsenkirchen (Sondernutzungssatzung) 
 

 14-20/7705 

12 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

12.1 Elternbefragung 2019 in den städtischen Tageseinrichtungen für Kinder 
und der Kindertagespflege 
 

 14-20/7455 

12.2 Bericht zum Stichtag 30. Juni 2019  
Vorstandsbereich 6 
 

 14-20/7698 

12.3 Anfrage der Bezirksverordneten Herr Schneider 
- Verkehrsmessungen - 
 

 14-20/7512 

12.4 Anfrage des Bezirksbürgermeisters Herrn Klasmann 
- möglicher Autohandel in Gelsenkirchen Hassel -  
 

 14-20/7595 
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12.5 Anfrage des Bezirksbürgermeisters Gelsenkirchen-Ost Herrn Heidl 
- Radweg an der Westerholter Straße – 
 

 14-20/7673 

12.6 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Sorge 
- Schrottimmobilie Kreuzung Emil-Zimmermann-Allee/Horster Straße 
 

 14-20/7678 

12.7 Anfrage des Bezirksverordneten Herrn Schultz 
- Denkmalschutz - 
 

 14-20/7689 

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

   
 

- entfällt -  
 

  

 
Gelsenkirchen, 30. August 2019 

Frank Baranowsk i  
 
 
 
  



Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2019 – Nr. 36/6. September 2019 915 

Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 23. August 2019 

I. A. D isse l  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 27. August 2019 

I. A. D isse l  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 28. August 2019 

I. A. D isse l  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 28. August 2019 

I. A. D isse l  
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Referat 10 (Personal und Organisation - Zentrale Vergabestelle) 
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Gelsenkirchen, 28. August 2019 

I. A. D isse l  
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Referat 30 (Recht - Fundbüro) 
 
Fundsachenversteigerung 
 
Die in der Zeit vom 01.11.2018 bis 30.04.2019 bei den Fundbüros im Bürgercenter im Rathaus Buer, im Bürgercenter an der Cranger Straße 
262, im Bürgercenter in der Vorburg Schloss Horst, Turfstr. 21 und im Bürgercenter Hans-Sachs-Haus abgegebenen und von den Eigentümern 
nicht abgeholten Fundsachen werden am  
 

Mittwoch, 30.10.2019, um 10.00 Uhr, 
(Besichtigung ab 09.00 Uhr) 

 

Gartenanlage Bismarckhain, Grimbergstr., 45889 Gelsenkirchen 

 
durch die vereidigte Auktionatorin Ulrike Poddey öffentlich versteigert. 
 
Zur Versteigerung gelangen u. a.: 
Herren-, Damen- und Kinderfahrräder, Taschen (z. T. mit Inhalt), Wäsche, Bekleidungsstücke, Schirme, Handschuhe, Uhren und Schmuck, 
Handys, Brillen, Geldbörsen etc. 
 
Empfangsberechtigte können ihre etwaigen Eigentumsansprüche bis zum 29.10.2019 bei den zuständigen Fundbüros in Gelsenkirchen geltend 
machen. 
 
Gelsenkirchen, 14. August 2019 

I. A. Born-Heuser  
 
 
Referat 30 (Recht - Fundbüro) 
 
Fundsachen 
 
Dem Referat 30 - Recht (Fundbüro) wurden in der Zeit vom 15.05.2019 bis 15.08.2019 folgende Fundsachen übergeben oder gemeldet: 
 
u. a. Handys, diverse Dokumente, Schmuck, Geldbörsen, Taschen, Fahrräder, Kleidung etc. 
 
Die Eigentümer können ihre Rechte bei den zuständigen Fundbüros geltend machen. Mit Ablauf von sechs Monaten nach Anzeige des Fundes 
erlöschen die Rechte des Verlierers. 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter im Rathaus Buer 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter in der Vorburg Schloss Horst 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter im Hans-Sachs-Haus 
 
Fundbüro im BÜRGERcenter an der Cranger Straße 262 
 
Für eine Vorsprache in den Bürgercentern ist eine Terminvereinbarung notwendig. Termine können gebucht werden online unter 
www.gelsenkirchen.de, persönlich vor Ort in einem der Bürgercenter oder telefonisch unter 0209/169-2100. 
 
Außerdem sind die Fundsachen im Internet unter www.gelsenkirchen.de veröffentlicht. 
 
Gelsenkirchen, 22. August 2019 

I. A. Born-Heuser  
 
 
Referat 30 (Recht) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Personen wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Frau 
Mehtap Aycicek 
zuletzt bekannte Anschrift: Bismarckstr. 129, 45881 Gelsenkirchen 
Bescheid vom 12.06.2019 
Aktenzeichen: 40.3028.1328 
 
Herr 
Mirco Friedhelm Bohry 
zuletzt bekannte Anschrift: Kremerstr. 65, 47051 Duisburg 
Bescheid vom 12.06.2019 
Aktenzeichen: 40.3028.1417 
 
Herr 
Daniel-Petrica Bucur 
zuletzt bekannte Anschrift: Kapellenberg 3, 33142 Büren 
Bescheid vom 14.06.2019 
Aktenzeichen: 40.0171.9683 
  

http://www.gelsenkirchen.de/
http://www.gelsenkirchen.de/
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Herr 
Daniel-Petrica Bucur 
zuletzt bekannte Anschrift: Kapellenberg 3, 33142 Büren 
Bescheid vom 05.08.2019 
Aktenzeichen: 40.0173.3031 
 
Herr 
Marius-Vasile Cretu 
zuletzt bekannte Anschrift: Günnigfelder Str. 84, 44866 Bochum 
Bescheid vom 30.07.2019 
Aktenzeichen: 40.0173.5220 
 
Herr 
Sergiu Dumitru 
zuletzt bekannte Anschrift: Karlstr. 191, 45329 Essen 
Bescheid vom 25.06.2019 
Aktenzeichen: 40.0173.0245 
 
Herr 
Elvis-Ionut Dutu 
zuletzt bekannte Anschrift: Hansastr. 13, 44866 Bochum 
Bescheid vom 17.07.2019 
Aktenzeichen: 40.0173.5506 
 
Herr 
Gilbert Ene 
zuletzt bekannte Anschrift: Bokermühlstr. 31, 45879 Gelsenkirchen 
Bescheid vom 14.06.2019 
Aktenzeichen: 40.0172.1440 
 
Frau 
Florentina Mihai 
zuletzt bekannte Anschrift: Joachimstr. 13, 44147 Dortmund 
Bescheid vom 08.07.2019 
Aktenzeichen: 40.0173.2418 
 
Herr 
Murat Neziraj 
zuletzt bekannte Anschrift: Brukterer Str. 16, 45891 Gelsenkirchen 
Bescheid vom 17.04.2019 
Aktenzeichen: 40.8000.9785 
 
Herr 
Burak Övüc 
zuletzt bekannte Anschrift: Kampstr. 45, 45899 Gelsenkirchen 
Bescheid vom 19.07.2019 
Aktenzeichen: 30.5464.8030 
 
Herr 
Czeslaw Pawlowski 
zuletzt bekannte Anschrift: Friedrichstr. 8, 45128 Essen 
Bescheid vom 04.07.2019 
Aktenzeichen: 40.0171.875.0 
 
Herr Hacibekir Sahin 
zuletzt bekannte Anschrift: Onckenstr. 61, 45144 Essen 
Bescheid vom 18.07.2019 
Aktenzeichen: 40.0172.3907 
 
Herr 
Mustafa Serhan 
zuletzt bekannte Anschrift. Helenenstr. 29, 45143 Essen 
Bescheid vom 05.08.2019 
Aktenzeichen: 40.0172.8305 
 
Herr 
Adi Vilceanu 
zuletzt bekannte Anschrift: Horst-Gladbecker-Str. 13, 45889 Gelsenkirchen 
Bescheid vom 18.06.2019 
Aktenzeichen: 40.0171.8687 
 
Vorgenannte Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Die Bescheide können beim Referat 30 - Recht -, Bochumer Straße 12- 16, 45879 Gelsenkirchen, Zimmer 206, eingesehen werden. 
 
Hiermit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 22. August 2019 

I. A. Born-Heuser  
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Referat 30 (Recht) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Person wird folgender Bescheid erlassen: 
 
Ismaili, Iljasa 
zuletzt bekannte Anschrift: Voerder Straße 113 b, 58135 Hagen 
Bescheid vom 22.08.2019 
Aktenzeichen: 30.5455.2024 
 
Vorgenannter Bescheid wird durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Der Bescheid kann beim Referat 30 - Recht -, Bochumer Straße 12 - 16, 45879 Gelsenkirchen, Zimmer 206, eingesehen werden. 
 
Hiermit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 23. August 2019 

I. A. Born-Heuser  
 
 
Referat 33 (Bürgerservice) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Person wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Ninel Dumitrica 
zuletzt bekannte Anschrift: Kurt-Schumacher-Str. 106, 45881 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 15.08.2019 
 
Vorgenannte Bescheide können beim Referat 33 - Bürgerservice, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang 
genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 29. August 2019 

I. A. W ens ing  
 
 
Referat 47 (Zuwanderung und Integration/Kommunales Integrationszentrum) 
 
Tagesordnung 
für die 31. Sitzung des Integrationsrates am 12. September 2019, 17.00 Uhr, D.I.T.I.B. Mescid-i Aksa Camii Hassel, Am Freistuhl 14-16, 
Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr.  
 

1 Bestellung einer Schriftführerin 
 

 14-20/7544 

2 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

3 Anträge gem. § 7 der Geschäftsordnung 
 

  

4 Kurzbericht zum Thema "Zuwanderung EU-Ost" und "Flüchtlingssituation" 
- Arbeitsaufnahme der Zugewanderten - 
- mündlicher Bericht - 
 

  

5 Jugendrat Gelsenkirchen 
- mündlicher Bericht - 
 

 14-20/7558 

6 Aufgaben der Ausländerbehörde 
- mündlicher Bericht - 
 

 14-20/7670 

7 Beteiligung am Programm des Landes Nordrhein-Westfalen „KOMM-AN 
NRW“ zur Förderung der Integration von Flüchtlingen in den Kommunen 
und zur Unterstützung des bürgerschaftlichen Engagements in der Flücht-
lingshilfe im Jahr 2019 
- Programmteil II "Bedarfsorientierte Maßnahmen vor Ort" 
 

 14-20/7593 

8 Fortbestand und Weiterentwicklung der Städtekooperation 
Integration.Interkommunal 
 

 14-20/7692 

9 Berichte aus Ausschüssen und Beiräten 
 

  

10 Mitteilungen und Anfragen 
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10.1 Anfrage des Integrationsratsmitglieds Frau Topaloglu  
- Integrationskurse mit Kinderbetreuung in Gelsenkirchen - 
 

 14-20/7542 

10.2 Anfrage des Integrationsratsmitglieds Frau Topaloglu  
- Radikalismus - 
 

 14-20/7575 

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

- entfällt - 
 

  Drucksache Nr. 
 

  
 

  

 
Gelsenkirchen, 21. August 2019 

I. V. Berg  
 
 
Vorstandsbereich 5 (Soziales und Arbeit, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
 
Tagesordnung 
für die 29. Sitzung des Beirates für Senioren am 10. September 2019, 16.00 Uhr, Sitzungszimmer 1 - Zenica, 4. OG, Hans-Sachs-Haus, 
Ebertstraße 11, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Anträge gemäß § 7 der Geschäftsordnung 
 

  

3 Fortschreibung der verbindlichen Pflegebedarfsplanung für vollstationäre 
Pflegeeinrichtungen in Gelsenkirchen für die Jahre 2020 bis 2022  
 

 14-20/7693 

4 Zuschüsse für Aktivitäten mit Seniorinnen und Senioren 
 

 14-20/7629 

5 Fahrgastbegleitservice der BOGESTRA 
 

 14-20/7667 

6 Tätigkeitsbericht der WTG-Behörde (Heimaufsicht) für den Berichts-
zeitraum 2017/2018 
 

 14-20/7628 

7 Inklusionsarbeitskreis Barrierefreiheit 
 

 14-20/7569 

8 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

8.1 Mitteilungen 
 

  

8.1.1 Anfrage des stellvertretenden Beiratsmitglieds Herrn Bader 
- Fehlende Sitzmöglichkeiten an der Haltestelle "Grillo-Gymnasium" - 
 

 14-20/7644 

8.2 Anfragen 
 

  

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

- entfällt -  
 

  

 
Gelsenkirchen, 23. August 2019 

I. V. W ol terhof f  
 
 
Vorstandsbereich 5 (Soziales und Arbeit, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
 
Tagesordnung 
für die 33. Sitzung des Beirates für Menschen mit Behinderungen am 11. September 2019, 16.00 Uhr, Sitzungszimmer 1 - Zenica, 4. OG, Hans-
Sachs-Haus, Ebertstraße 11, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Anträge gemäß der Geschäftsordnung 
 

  

3 Fortschreibung der verbindlichen Pflegebedarfsplanung für vollstationäre 
Pflegeeinrichtungen in Gelsenkirchen für die Jahre 2020 bis 2022  
 

 14-20/7693 

4 Instandsetzungs- und Sanierungsarbeiten an den Verkehrsflächen der Turf-
straße zwischen der Kreuzung Kärntener Ring/Turfstraße und der Brücke 
über DB, einschließlich Ersatzneubau der abgängigen Brücke 
 

 14-20/7646 

5 Ausbau der Heinrich-Lackmann-Straße 
Baubeschluss 
 

 14-20/7643 
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6 Tätigkeitsbericht der WTG-Behörde (Heimaufsicht) für den Berichtszeitraum 
2017/2018 
 

 14-20/7628 

7 Inklusionsarbeitskreis Barrierefreiheit 
 

 14-20/7569 

8 Tagesordnungen anderer Gremien 
 

  

9 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

9.1 Mitteilungen 
 

  

9.2 Anfragen 
 

  

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

- entfällt -  
 

  

 
Gelsenkirchen, 26. August 2019 

I. V. W ol terhof f  
 
 
Referat 50 (Soziales) 
 
Öffentliche Zustellung 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Person wurde folgender Bescheid erlassen: 
 
Herrn Julian Hahn, Vellwigstr. 1, 44628 Herne 
 
Bescheid vom 16.05.2019 - Aktenzeichen: 52S0308273 
 
Der an o. g. Empfänger gerichtete Bescheid konnte nicht zugestellt werden. 
 
Ein Hinweis auf den Bescheid wurde zum Zwecke der Benachrichtigung des Empfängers im Dienstgebäude Rathaus Buer ausgehängt. 
 
Vorgenannter Bescheid kann beim Referat 50 - Soziales -, Vattmannstr. 2 - 8, 50/6-Servicebüro Zimmer 5, 45879 Gelsenkirchen, vom 
Berechtigten in Empfang genommen werden. 
 
Gelsenkirchen, 23. August 2019 

I. A. Geldermann  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
gelsenkirchener gemeinnützige wohnungsbaugesellschaft mbh (ggw mbh) 
 
Die Gesellschafterversammlung der gelsenkirchener gemeinnützige wohnungsbaugesellschaft mbh hat am 20. August 2019 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2018 festgestellt und wie folgt beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 mit einer Bilanzsumme von € 320.636.619,62 und einem Bilanzgewinn von € 1.006.579,38  für das 

Geschäftsjahr 2018 wird festgestellt. 
 

2. Der Bilanzgewinn in Höhe von € 1.006.579,38 wird den anderen Gewinnrücklagen zugeführt. 

 
3. Dem Geschäftsführer Herrn Harald Förster wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt. 

 
4. Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt. 

 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 09.09.2019 bis 20.09.2019 von montags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 15.00 Uhr 
sowie freitags von 08.30 Uhr bis 13.00 Uhr in den Geschäftsräumen der ggw GmbH, Darler Heide 100, 45891 Gelsenkirchen, aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers GmbH 
hat am 03.05.2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS  
 
An die gelsenkirchener gemeinnützige wohnungsbaugesellschaft mbH, Gelsenkirchen 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der gelsenkirchener gemeinnützige wohnungsbaugesellschaft mbH, Gelsenkirchen, bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie dem An-
hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
gelsenkirchener gemeinnützige wohnungsbaugesellschaft mbH, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 geprüft. 
 

Bekanntmachungen anderer Behörden und 

Körperschaften des öffentlichen Rechts II 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 

vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 und  
 

esellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
  
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen. Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
 

– beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  
 

ie Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.  

ern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
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im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

usses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.  

e Bild von 
der Lage des Unternehmens.  

cht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen.  
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Düsseldorf, den 03. Mai 2019 
 
PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 

      Joachim Gorgs       ppa. Tim Jankowsk i  
Wirtschaftsprüfer     Wirtschaftsprüfer 

 
 
gez. Diplom-Volkswirt Harald Förs ter  
Geschäftsführer der  
gelsenkirchener gemeinnützige  
wohnungsbaugesellschaft mbh 
 
 
Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen Verwaltungs-GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen Verwaltungs-GmbH hat am 08. Juli 2019 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2018 festgestellt und wie folgt beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 mit einer Bilanzsumme von € 24.658,34 und einem Jahresergebnis von € 0,00 für das 

Geschäftsjahr 2018 wird festgestellt. 

2. Der Geschäftsführerin Helga Sander wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 09.09.2019 bis 20.09.2019 von montags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 15.00 Uhr 
sowie freitags von 08.30 Uhr bis 13.00 Uhr in den Geschäftsräumen der ggw GmbH, Darler Heide 100, 45891 Gelsenkirchen, aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers GmbH 
hat am 31.05.2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS  
 
An die Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen Verwaltungs-GmbH, Gelsenkirchen  
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen Vewaltungs-GmbH, Gelsenkirchen,- bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen Verwaltungs-GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen. 
  
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
eichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.  

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  
 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.  
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 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage des Unternehmens.  

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen.  
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
Düsseldorf, den 31. Mai  2019 

PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 

     Joachim Gorgs     ppa. Tim Jankowsk i  
Wirtschaftsprüfer    Wirtschaftsprüfer 

 
 
Diplom Geographin Helga Sander  
Geschäftsführerin der SEG Verwaltungs-GmbH 
 
 
Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen mbH & Co KG 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen mbH & Co KG hat am 08. Juli 2019 den Jahresabschluss 
zum 31.12.2018 festgestellt und wie folgt beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 mit einer Bilanzsumme von €  16.796.543,68 und einem Jahresüberschuss von € 

408.257,05 für das Geschäftsjahr 2018 wird festgestellt. 

2. Der Jahresüberschuss in Höhe von € 408.257,05 wurde zum 31.12.2018 in Höhe der Beteiligungsquote dem Kapitalkonto II der 
Kommanditisten gutgeschrieben. 

3. Der Geschäftsführerin Helga Sander wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt.  

4. Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt.  
 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 09.09.2019 bis 20.09.2019 von montags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 15.00 Uhr 
sowie freitags von 08.30 Uhr bis 13.00 Uhr in den Geschäftsräumen der ggw GmbH, Darler Heide 100, 45891 Gelsenkirchen, aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers GmbH 
hat am 31.05.2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS  
 
An die Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen mbH & Co. KG, Gelsenkirchen  
 
Prüfungsurteile  
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen mbH & Co. KG, Gelsenkirchen, bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Stadterneuerungsgesellschaft Gelsenkirchen mbH & Co. KG, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 

 beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 und  

llen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile  
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
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stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen. 
  
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus-reichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-
prozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
  
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
 

– beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  

ie Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.  

gslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

hnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  
 

r Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.  

e Bild von 
der Lage des Unternehmens.  

ungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen.  
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Düsseldorf, den 31.Mai 2019  
PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 

     Joachim Gorgs     ppa. Tim Jankowsk i  
Wirtschaftsprüfer     Wirtschaftsprüfer 

 
 
Diplom Geographin Helga Sander  
Geschäftsführerin der SEG GmbH & Co KG  
 
 
Nordsternpark Gesellschaft für Immobilienentwicklung und Liegenschaftsverwertung mbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Nordsternpark Gesellschaft für Immobilienentwicklung und Liegenschaftsverwertung mbH hat am  
20. August 2019 den Jahresabschluss zum 31.12.2018 festgestellt und wie folgt beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 mit einer Bilanzsumme von € 17.189.528,97 und einem Jahresüberschuss von € 0,00 für 

das Geschäftsjahr 2018 wird festgestellt. 
 

2. Der Jahresfehlbetrag in Höhe von € 16.296,22 wird aufgrund des bestehenden Ergebnisabführungsvetrages über die Position „Erträge 
aus Verlustübernahme“ von der ggw vollständig ausgeglichen.  
 

3. Dem Geschäftsführer Harald Förster wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt. 
 

4. Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt.  

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 09.09.2019 bis 20.09.2019 von montags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 15.00 Uhr 
sowie freitags von 08.30 Uhr bis 13.00 Uhr in den Geschäftsräumen der ggw GmbH, Darler Heide 100, 45891 Gelsenkirchen, aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers GmbH 
hat am 03.05.2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS  
 
An die Nordsternpark Gesellschaft für Immobilienentwicklung und Liegenschaftsverwertung, Gelsenkirchen  
 
Prüfungsurteile  
 
Wir haben den Jahresabschluss der Nordsternpark Gesellschaft für Immobilienentwicklung und Liegenschaftsverwertung, Gelsenkirchen, 
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht der Nordsternpark Gesellschaft für Immobilienentwicklung und Liegenschaftsverwertung, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 2018 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember  2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 und  

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile  
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
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ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.  

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  
 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.  

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage des Unternehmens.  

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen.  
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
Düsseldorf, den 03. Mai 2019 

PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 

     Joachim Gorgs      ppa. Tim Jankowsk i  
Wirtschaftsprüfer     Wirtschaftsprüfer 

 
 
gez. Diplom-Volkswirt Harald Förs ter  
Geschäftsführer der Nordsternpark GmbH  
 
 
Wissenschaftspark Gelsenkirchen GmbH, Gelsenkirchen 
 
Die Gesellschafterversammlung der Wissenschaftspark Gelsenkirchen GmbH hat am 05. Juli 2019 den Jahresabschluss zum 31.12.2018 
festgestellt und wie folgt beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 mit einer Bilanzsumme von € 11.386.768,56 und einem Jahresüberschuss von € 12.772,27 

für das Geschäftsjahr 2018 wird festgestellt. 

2. Der Jahresüberschuss in Höhe von € 12.772,27 wird mit dem Verlustvortrag verrechnet. 

3. Den Geschäftsführern Stefan Eismann und Wolfgang Jung wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt. 

4. Dem Aufsichtsrat wird für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung erteilt.  

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 09.09.2019 bis 20.09.2019 von montags bis donnerstags von 08.30 Uhr bis 15.00 Uhr 
sowie freitags von 08.30 Uhr bis 13.00 Uhr in den Geschäftsräumen der ggw GmbH, Darler Heide 100, 45891 Gelsenkirchen, aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers GmbH 
hat am 31.05.2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS  
 
An die Wissenschaftspark Gelsenkirchen GmbH, Gelsenkirchen  
 
Prüfungsurteile  
 
Wir haben den Jahresabschluss der Wissenschaftspark Gelsenkirchen GmbH, Gelsenkirchen, bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Wissenschaftspark Gelsen-
kirchen GmbH, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 und  

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
  
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
  
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
  
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
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ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. 
  
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.  
 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  
 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.  

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage des Unternehmens.  

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.  
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
Düsseldorf, den 31. Mai 2019 
 
PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 

     Joachim Gorgs      ppa. Tim Jankowsk i  
Wirtschaftsprüfer     Wirtschaftsprüfer 

 
 
gez. Stefan E ismann  
Geschäftsführer der Wissenschaftspark Gelsenkirchen GmbH  
 
 
gez. Wolfgang Jung  
Geschäftsführer der Wissenschaftspark Gelsenkirchen GmbH  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
40jähriges Dienstjubiläum: 
1. August 2019: Ronald Mikolaizek, Beschäftigter (Referat Veterinär- und Lebensmittelüberwachung), 
19. September 2019: Sabine Antes-Dreiskemper, Beschäftigte (Referat Kinder, Jugend und Familien) 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sonstige  

Bekanntmachungen III 
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